Diese Ausfüllhilfe ergänzt den Meldebogen der Verwaltungsbehörden und der Krankenkassen zur Datenmeldung der Leistungen für die Jahre 2026 bis 2028 gemäß § 60a Absatz 5 SGB XIV und zur verbindlichen Regelung nach § 60 Abs. 6 SGB XIV. Sie dient zur Beseitigung möglicher Unklarheiten, indem sie Hinweise zum Ausfüllen des Meldebogens gibt. Die Ausfüllhilfe wird bei Bedarf insbesondere aufgrund der in der Praxis gesammelten Erfahrungen im Meldeprozess zwischen Krankenkassen und Verwaltungsbehörden angepasst und aktualisiert. Solche Anpassungen sind nach Abstimmung zwischen der BfSE und dem GKV-Spitzenverband schriftlich, im Übrigen aber formlos möglich.

	[bookmark: _Hlk208578517]Art der Meldung (Meldegrund) 
nach Absender


Die Datenmeldung unter a) wird ausschließlich von der Krankenkasse an die zuständige Verwaltungsbehörde vorgenommen. Sie beinhaltet neben den Stammdaten der anspruchsberechtigten Person auch den Meldezeitraum und die in diesem Zeitraum entstandenen Leistungen und deren Höhe. 

Eine Nachweisanforderung unter b) kann von der Verwaltungsbehörde an die Krankenkasse gerichtet werden, wenn diese im Rahmen einer stichprobenartigen Prüfung noch weitere Information zu einer von der Krankenkasse gemeldeten Leistungsaufwendung benötigt, um das Vorliegen eines Kausalzusammenhangs prüfen zu können. Eine Nachweisanforderung unter b) im Zusammenhang mit Härtefällen (§ 42 Absatz 2 bis 4 SGB XIV) und Vertrauensschutzfällen nach § 151 SGB XIV erfolgt nicht, da die von den Krankenkassen gemeldeten Daten ohne weitergehende Prüfung von den zuständigen Verwaltungsbehörden akzeptiert werden.
Die Nachweismeldung der Krankenkasse unter c) erfolgt immer nach einer Anforderungsmeldung. Die Krankenkasse übersendet der Verwaltungsbehörde damit die angeforderten Unterlagen. Sind bei der Krankenkasse keine weiteren Unterlagen vorhanden, erfolgt durch die Krankenkasse eine Negativmeldung.

[bookmark: _Hlk208577182]Die sogenannte Korrekturmeldung unter d) wird von der Verwaltungsbehörde in den Fällen abgesetzt, in denen z. B. keine Anspruchsberechtigung ermittelt werden kann, die Daten der gemeldeten Leistungen keinen Kausalzusammenhang erkennen lassen oder die Leistungen außerhalb des Meldezeitraumes vom 01.01.2026 bis 31.12.2028 liegen. 

Ist die Krankenkasse mit der Korrekturmeldung der Verwaltungsbehörde nicht einverstanden, kann sie eine begründete sogenannte Widerspruchsmeldung unter e) absetzen. Abschließend erfolgt eine Antwort der Verwaltungsbehörde auf die Widerspruchsmeldung unter f), mit der sie der Krankenkasse angibt, ob sie den Widerspruch anerkennt oder ablehnt (Begründung notwendig).

	Meldende Stelle


Die Datenmeldung wird ausschließlich von den Krankenkasse erstellt; dies gilt auch für die Nachweismeldung und Widerspruchsmeldung.

Die Anforderungsmeldung, die Korrekturmeldung und die Antwort auf die Widerspruchsmeldung sind Meldungen, die allein von der Verwaltungsbehörde zu tätigen sind. 

	Anspruchsberechtigte Person 
(Stammdaten)


Es sind Daten der Leistungsberechtigten zu berücksichtigen. Diese sind je nach Meldung immer von der Verwaltungsbehörde oder der Krankenkasse anzugeben. Im SGB XIV haben Angehörige, Nahestehende und Hinterbliebene selbst Krankenbehandlungsansprüche. Die Ansprüche werden nicht mehr vom Krankenbehandlungsanspruch des Geschädigten (früher § 10 Abs. 4a BVG) abgeleitet. Es genügt, die Stammdaten der Angehörigen, Nahestehenden oder Hinterbliebenen zu erfassen. Die Daten des Geschädigten sind hilfsweise in Form des Aktenzeichens zu berücksichtigen, wenn die Angehörigen o. a. kein eigenes Aktenzeichen von der Verwaltungsbehörde erhalten.

	Meldezeitraum


Von der Krankenkasse ist hier durch Ankreuzen anzugeben, für welches Kalenderhalbjahr die Daten der Leistungen und deren Aufwendungen gemeldet werden. Die Verwaltungsbehörde nutzt die Ankreuzfelder ebenso für ihre Meldungen.

	Nähere Angaben zur Meldung


Dieser Abschnitt auf dem Meldebogen sieht sechs Felder vor, in denen entsprechende Angaben zur Datenmeldung, zur Nachweisanforderung, zur Nachweismeldung, zur Korrekturmeldung, zur Widerspruchsmeldung und zur Antwort auf die Widerspruchsmeldung zu machen sind.

Der Meldebogen sieht vor, dass die Krankenkasse bei einer Datenmeldung in diesen Feldern zusätzliche Angaben über die nach ihrer Feststellung auftragsweise erbrachten Leistungen macht. Es sind keine Belege beizufügen.
Sofern für die Leistung eine Diagnose angegeben werden kann, ist der Haupt-Diagnoseschlüssel anzugeben, der der schädigungsbedingt erbrachten Leistung zugrunde liegt.

Die Verwaltungsbehörde hat dort bei einer Nachweisanforderung die aus ihrer Sicht fehlenden Unterlagen zu bezeichnen und im Rahmen einer Korrekturmeldung eine Begründung abzugeben, weshalb eine oder mehrere Datenmeldung/en der Krankenkasse abgelehnt und/oder korrigiert werden.

Bei einer Nachweismeldung wird das zweite Feld von der Krankenkasse ausgefüllt, indem sie angibt, welche der geforderten Unterlagen sie der Nachweismeldung beifügt. Liegen keine weiteren Unterlagen vor, so gibt sie eine Negativmeldung ab.

Die Widerspruchsmeldung bietet der Krankenkasse die Möglichkeit mit einer entsprechenden Begründung der Korrekturmeldung zu widersprechen. In ihrer Antwort auf die Widerspruchsmeldung gibt die Verwaltungsbehörde an, ob sie dem Einwand stattgibt oder weshalb sie ihm widerspricht (Begründung erforderlich).
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